Gemeinde

Baindt

Sitzungsbericht aus der 6ffentlichen
Gemeinderatssitzung vom 09.02.2021

TOP 01 Einwohnerfragestunde

Die Vorsitzende bittet die anwesenden Zuhorerinnen und Zuhérer Fragen an die
Verwaltung zu stellen.

In der Gemeinderatssitzung am 15.09.2020, so eine Zuhorerin, wurde beschlossen,
dass fur die Beschaffung und den Betrieb des Schiler- und Bulrgerbusses ein
zukunftsfahiges Konzept ausgearbeitet werden soll. Sie stellt die Frage, ob ein solches
Konzept bereits vorliegt bzw. vom Gremium beschlossen wurde. Die Vorsietzende
bemerkt, dass dieser Tagesordnungspunkt von der heutigen Gemeinderatssitzung
abgesetzt wurde und in der nachsten Gemeinderatssitzung behandelt wird. Um eine
Entscheidung darlber treffen zu kénnen, wird die Verwaltung noch weitere Infos
einholen.

Vertreter der Narrenzunft Raspler, der Landjugend sowie der Schalmeienkapelle
erkundigen sich nach dem Zeitfenster flir den Bau des geplanten Gebaudes auf dem
Dorfplatz. Fir die weitere Planung in ihren Vereinen stellt sich die Frage, ob der
Narrenumzug 2023 durchgefihrt werden kann, ob im néchsten Jahr das Weinfest
stattfindet bzw. wie es sich mit dem Maibaumstellen und weiteren Veranstaltungen in
der Schenk-Konrad-Halle verhélt. Es wird, so die Vorsitzende, wahrend der Bauphase
zu Einschrankungen kommen, es wird sich aber nicht zum Schlechteren wenden. Am
kommenden Donnerstag den 11.02.2021 werden die Vereine mittels eines Webex-
Meeting ausfuhrlich Gber die geplante Baumalinahme informiert. Selbstverstandlich
werden die Vereine in einem konstuktiven Dialog in die Planung/Umgestaltung mit
einbezogen.

TOP 02 Bekanntgabe nichtoffentlich gefasster Beschliisse

BlUrgermeisterin RUrup teilt mit:

In nichtoffentlichen Sitzungen gefasste Beschlisse sind nach Wiederherstellung der
Offentlichkeit oder wenn dies nicht mdoglich ist, in der nachsten offentlichen
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das o6ffentliche Wohl oder das
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (8 35 Abs. 1 Satz 4 der
Gemeindeordnung).

Aus der nichtoffentlichen Gemeinderatssitzung vom 12. Januar 2021 sind keine
Beschllsse bekannt zu geben.



TOP 03 Bericht der Burgermeisterin

Die Vorsitzende informiert das Gremium tber folgende Punkte:

a.

Corona

Das mobile Impfteam kommt nach jetzigem Stand am 10.02.2021 in das
Altenheim Selige Irmgard.

Die aktuellen Corona-Falle in der Gemeinde belaufen sich auf 28 It. Stand vom
05.02.2021. Die Inzidenz im Landkreis liegt derzeit bei 62,7.

. Online-Blrger-Info

Am 04.03.2021 findet eine Online-Burgerinformations-Veranstaltung zu den
Entwicklungen im Fischerareal und auf dem Dorfplatz bzw. in der Ortsmitte statt.
Die Vereinsvorstande der wichtigsten Nutzer werden bereits am 11.02.2021
ebenfalls online informiert.

Bau eines Insektenhotels

Der Bau eines Insektenhotels auf der Trasse der alten B 30 kam etwas ins
Stocken, da einer der Hauptakteure erkrankt ist. Im Marz geht es weiter und das
Insektenhotel wird zlgig fertiggestellt. Die Mitarbeiter des Bauhofs haben beim
Bau des Fundaments dieses Projekt unterstitzt und beim Anlegen des
Kiesweges zum Insektenhotel mitgeholfen. Derzeit werden noch Stehlen
angebracht, dariiber hinaus werden Steine und Sand aufgehauft.

Bei einem Rickgang von mehr als 75 % der Fluginsektenbestande seit 1989 sind
solche Projekte ein wichtiger Beitrag, um Biotope zu vernetzen und
Ruckzugsraume fur Insekten zu schaffen. Ein herzlichen Dank geht an alle
handelnden Akteure.

. Ruhebanke

Zwei weitere Ruhebanke werden entlang des Wasserweges im Bereich Parkplatz
Marsweilerstral3e Richtung Egelsee aufgestellt.

Klimasparbuch



Das Klimasparbuch liegt im Rathaus der Gemeinde aus. Es handelt sich hierbei
um eine Aktion des Gemeindeverbands Mittleres Schussental. Offizieller Start ist
am 15.03.2021.

TOP 04  Verpflichtung von Frau Doris Graf als Gemeinderatin

Blrgermeisterin Rurup berichtet:

Bei der Gemeinderatswahl am 26. Mai 2019 erreichte Frau Doris Graf auf der Liste
Bindnis 90/ Die Griinen 677 Stimmen und somit den 4. Platz.

Da von Bindnis 90/ Die Grunen drei Mitglieder den Sprung in das Gremium des
Gemeinderates geschafft haben, ist Frau Graf die erste Nachrickerin flr den
verstorbenen Gemeinderat Herrn Norbert Herz.

Frau Graf hat zwischenzeitlich ihr Einverstandnis zur Ubernahme der ehrenamtlichen
Tatigkeit signalisiert.

Nach der Verwaltungsvorschrift der Gemeindeordnung zu § 32 hat Frau Graf folgende
Verpflichtungsformel abzulegen:

»Ich gelobe Treue der Verfassung, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte
Erfallung meiner Pflichten. Insbesondere gelobe ich, die Rechte der Gemeinde
gewissenhaft zu wahren und ihr Wohl und das ihrer Einwohner nach Kraften zu
fordern “.

Die Verpflichtung ist von der Vorsitzenden per Handschlag zu bekraftigen.

Nachdem Frau Graf die Verpflichtungsformel abgelegt hat, ist sie offizielles Mitglied
des Gemeinderates der Gemeinde Baindt.

TOP 05 Wahl der Mitglieder im Bauausschuss

BlUrgermeisterin RUrup teilt mit:

In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 wurde folgender Beschluss gefasst:

Der Bauausschuss setzt sich aus folgenden Gemeinderaten zusammen:
GR Bayer (FWV) Vertreter GR Konzett

GR Svoboda (FWV) Vertreter GR Gauder
GR Schad (FWV) Vertreter GR Krankle




GR Muller (CDU) Vertreter GR Kreutle
GR Spiegel (Bundnis 90/Die Griinen) Vertreter GR Herz

Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Herz ist seine Nachfolge neu zu beschliel3en.

Beschluss:

Gemeinderatin Graf wird als Stellvertreterin von GR Spiegel in den Bauausschuss
gewabhilt.

TOP 06  Wahl der Vertreter im Kindergartenausschuss

Blrgermeisterin Rirup teilt mit:

In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 wurde folgender Beschluss gefasst:

Der Kindergartenausschuss setzt sich aus folgenden Gemeinderaten zusammen:

GR’in Jaudas (FWV) Vertreter GR Svoboda
GR Gauder (FWV) Vertreter GR Bayer
GR Kreutle (CDU) Vertreter GR Lins
GR’in ClaRen (Bundnis 90/Die Grlnen) Vertreter GR Herz

Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Herz ist seine Nachfolge neu zu beschlie3en.

Beschluss:

Gemeinderatin Graf wird als Stellvertreterin von Gemeinderatin ClaRen in den
Kindergartenausschuss gewahlt.

TOP 07  Wahl der Vertreter in der Verbandsversammlung des
Abwasserzweckverbands Mittleres Schussental

Blrgermeisterin Rarup teilt mit:

In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 wurde folgender Beschluss gefasst:



In die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbands Mittleres Schussental
werden folgende Gemeinderate gewahilt:

GR Konzett (FWV) Vertreter GR Svoboda
GR Miller (CDU) Vertreter GR Kreutle
GR Spiegel (Bundnis 90/Die Griinen) Vertreter GR Herz

Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Herz ist seine Nachfolge neu zu beschliel3en.

Beschluss:

Gemeinderatin Graf wird als Stellvertreterin von Gemeinderat Spiegel in die
Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbands Mittleres Schussental gewahlt.

TOP 08 Wabhl der Vertreter im Zweckverband Wasserversorgung Baienfurt -
Baindt

Burgermeisterin Rirup berichtet:
In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 wurde folgender Beschluss gefasst:

Im Zweckverband Wasserversorgung Baienfurt — Baindt sind folgende Gemeinderate
vertreten:

GR Krankle (FWV) Vertreter GR Schad
GR Herrmann (CDU) Vertreter GR Lins
GR Herz ( Bundnis 90/Die Griinen) Vertreter GR Spiegel

Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Herz ist seine Nachfolge neu zu beschliel3en.

Beschluss:

Gemeinderatin Graf wird in den Zweckverband Wasserversorgung Baienfurt — Baindt
gewahlt.

TOP 09 Wahl der Vertreter des interkommunalen Gewerbegebiets Niederbiegen-
Mehlis der Gemeinden Baienfurt, Baindt und Berg - Gewerbepark
Nordliches Scussental -

BlUrgermeisterin RUrup teilt mit:




In der Gemeinderatssitzung am 24.07.2019 wurde folgender Beschluss gefasst:

Im Zweckverband interkommunales Gewerbegebiet Niederbiegen-Mehlis der
Gemeinden Baienfurt, Baindt und Berg ,Gewerbepark Nordliches Schussental” sind
folgende Gemeinderéate vertreten:

GR Kréankle (FWV) Vertreter GR Bayer
GR Herrmann (CDU) Vertreter GR Mller
GR Herz (Bundnis 90/Die Grinen) Vertreter GR Spiegel

Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Herz ist seine Nachfolge neu zu beschliel3en.

Beschluss:

Gemeinderatin Graf wird in den Zweckverband interkommunales Gewerbegebiet
Niederbiegen-Mehlis der Gemeinden Baienfurt, Baindt und Berg ,Gewerbepark
Nordliches Schussental“ gewanhlt.

TOP 10 Sanierung Klosterwiesenschule

Bauamtsleiterin Jeske tragt folgenden Sachverhalt vor:

Im Juli 2019 wurde das Architekturbiiro miw mit der weiteren Planung zur Sanierung
der Klosterwiesenschule beauftragt. Zusammen mit den Ingenieurbiros Kirchner
Energie GmbH und E-Planwerk GmbH wurde die Bausubstanz der einzelnen Raume
der gesamten Schule genau untersucht.

In der Gemeinderatssitzung am 04. August 2020 wurden durch das Architekturbiro

drei Varianten einer Sanierung mit Kostenschatzung vorgestellt. Dabei handelte es
sich um eine Vollsanierung, eine Teilsanierung und einen Neubau. Die Varianten
Neubau und Teilsanierung wurden als nicht sinnvoll erachtet. Vielmehr kam der
Vorschlag einer Aufstockung des blauen Gebaudes ins Gesprach. Diese Variante
wurde in die Uberlegungen des Architekturbiiros einbezogen und mit Kosten hinterlegt.

Inzwischen fanden verschiedene Abstimmungsgesprache mit dem
Regierungsprasidium Tudbingen zur Foérderung der geplanten Sanierung statt.
Ebenfalls gab es Besprechungen mit der Schulleitung und zwischen den
verschiedenen Fachplanern.

Die Bausubstanz wurde hinsichtlich der Tragfahigkeit und des Brandschutzes
untersucht. Es hat sich herausgestellt, dass der Brandschutz besser als angenommen
bewertet werden kann. Auch ist das Betongerist der Schule geniigend tragfahig, um
eine Aufstockung zu realisieren, sollte diese gewilinscht werden.

Zum jetzigen Stand der Planung kann die Hohe von Férdergeldern nicht abschlieend
benannt werden. Die Entscheidung des Gemeinderates mit welcher Variante der
Sanierung der Klosterwiesenschule weiter geplant werden kann ist dringend



erforderlich, damit bis Ende April der Forderantrag flr Zuschisse beim
Regierungsprasidium Tubingen gestellt werden kann. Ebenfalls kbnnen Forderantrage
fur Energetische Sanierungen und aus dem Elektro-Bereich erst mit einem konkreten
Entwurf beantragt werden.

Beschluss:

1. Die Sanierung der Klosterwiesenschule erfolgt durch eine Vollsanierung und
Aufstockung des Hauses Blau. Uber die Sanierung Hauses Grin wird zu einem
spateren Zeitpunkt entschieden.

2. Nach einer Aufstockung des Gebaudes Blau wird das Geb&aude Gelb nicht mehr
fur schulische Zwecke genutzt.

3. Das Ingenieurbiro miw aus Ravensburg wird mit der weiteren Planung der
Sanierung der Klosterwiesenschule mit Variante 4 beautragt, sobald die
rechtlichen Voraussetzungen fur die Vergabe der Bauleistungen geklart sind.

4. Das Ingenieurbiro Kuttruff wird mit der Tragwerksplanung der Sanierung der
Klosterwiesenschule mit Variante 4 beauftragt. Die Honorarabrechnung des
Biros erfolgt auf der Grundlage der Honorarzone 2 mit dem Mindestsatz.

TOP 11  Abbruch und Neubau eines Maschinenschuppens auf Flst. 453

Bauamtsleiterin Jeske teilt mit:

Der Bauherr beantragt den Abbruch eines alten, baufalligen Scheunengebaudes und
als Ersatz den Neubau eines landwirtschaftlichen Maschinenschuppens an gleicher
Stelle. Das Gebaude soll ein Pultdach mit einer Dachneigung von 5° erhalten, soll
eine Lange von 34,76 m, einer Breite von 20,00 m bzw. 27,67 m, einer Wandhohe
von 6,22 m bzw. von 7,97 m und 8,58 m haben. Die geplante Halle soll auf der Nord-
West-Seite auf einer L&nge von 12,00 m an ein bestehendes Wirtschaftsgeb&ude-
angebaut werden. Auf der restlichen Lange ist ein Vordach mit einer Ausladung von
7,00 m geplant.

Es handelt sich bei dem geplanten Bauvorhaben um ein nach 8§ 35 Abs. 1 BauGB
privilegiertes Bauvorhaben.

Nach 8§ 35 Abs.1 BauGB ist ein Bauvorhaben im Auf3enbereich zulassig, wenn
offentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende ErschlieRung gesichert ist
und wenn es einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen
untergeordneten Teil der Betriebsflache einnimmit.

Nach 8§ 35 Abs. 3 BauGB liegt eine Beeintrachtigung offentlicher Belange vor, wenn
das Vorhaben
1. den Darstellungen des Flachennutzungsplans widerspricht,



2. den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere

des Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts, widerspricht,

schadliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird,

unwirtschaftliche Aufwendungen fur Stral3en oder andere Verkehrseinrichtungen,

fur Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, fur die Sicherheit oder Gesundheit
oder fir sonstige Aufgaben erfordert,

5. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des
Denkmalschutzes oder die natirliche Eigenart der Landschaft und ihren
Erholungswert beeintrachtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet,

6. MalRnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeintrachtigt, die Wasserwirt-
schaft oder den Hochwasserschutz gefahrdet,

7. die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung beflirchten
lasst oder

8. die Funktionsfahigkeit von Funkstellen und Radaranlagen stort.

how

Aus Sicht der Verwaltung sind die Vorgaben des § 35 Abs. 1 BauGB erfillt und § 35
Abs. 3 BauGB nicht beeintrachtigt.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag wird erteilt.

TOP 12 Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Garage im Erdgeschoss auf
dem Flst. 570/04, Schachener Str. 119 und Neubau einer Doppelgarage
auf dem Flst. 570/1, Schachener Str. 117

Bauamtsleiterin Jeske berichtet:

In der Sitzung des Gemeinderats vom 04.08.2020 wurde das Einvernehmen zur
Bauvoranfrage eines Wohnhauses in der Schachener StralRe erteilt. Nun liegt der
Bauantrag zum Neubau eines 1 1/2-geschossigen Einfamilienwohnhauses mit einer
Garage im Erdgeschoss auf dem FlIst. 570/04, Schachener Str. 119 als Anbau an das
bestehende Wohngeb&aude Schachener Str. 117 vor. Die Masse entsprechen mit einer
Lange von 12,00 m und einer Breite von 12,24 m sowie einer Traufh6he von 4,13 m
und einer Firsthbhe von 8,91 m exakt denen aus der Bauvoranfrage. Auf dem
angrenzenden Flst. 570/1, Schachener Str. 117 ist eine Doppelgarage auf der Grenze
zum Nachbargrundstiick geplant.

Fur den Bereich, in dem der geplante Anbau liegt, gibt es keinen Bebauungsplan, so
dass das Bauvorhaben nach § 34 BauGB beurteilt wird. Nach 8§ 34 Abs. 1 BauGB ist
ein Vorhaben zuldssig, wenn es sich nach Art und Mal3 der baulichen Nutzung, der
Bauweise und der Grundstticksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der
naheren Umgebung einfiigt und die ErschlieBung gesichert ist. Die Anforderungen an



gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse missen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf
nicht beeintrachtigt werden. Mal3gebend fur das Einfuigen ist die Giberbaute Flache und
die Hohe der Gebéaude.

Das Bauvorhaben flgt sich in die Eigenart der Umgebung ein und die Anforderungen
an gesunde Wohnverhéltnisse sind gewahrt. Der Gemeinderat hat der Bauvoranfrage
bereits das Einvernehmen erteilt, so dass auch dem Bauantrag aus Sicht der
Verwaltung zugestimmt werden muss.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zu Bauantrag wird erteilt.

TOP 13 Bauantrag zum Ausbau des Dachgeschosses zu einer Wohneinheit
durch den Einbau von Dachgaupen und den Anbau eines Balkons am
bestehenden Zweifamilienwohnhaus auf FIst. 357/6, Hirschstr. 189/1

Bauamtsleiterin Jeske teilt mit;

Das Gebaude in der HirschstraBe 189/1 wurde 1992 als Zweifamilienhaus mit
Doppelgarage genehmigt. Der Bauherr moéchte nun das Dachgeschoss zu einer
Wohnung ausbauen. Fir eine bessere Ausnutzung der Flache und fur ausreichende
Belichtung sollen auf beiden Dachflachen Gaupen eingebaut werden. Auf der
Nordwestseite des Gebaudes ist ein Balkonanbau geplant. Auf dem Grundstlick sind
fur die Wohnung im Dachgeschoss 2 zusatzliche Stellplatze auf dem Grundstiick
vorgesehen.

Ein Bebauungsplan liegt nicht vor, so dass das Bauvorhaben nach § 34 Abs. 1 BauGB
(Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauter Ortsteile)
beurteilt wird. Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben zulassig, wenn es sich nach
Art und MalR3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundsticksflache, die
uberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren Umgebung einfigt und die
ErschlieBung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse missen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeintrachtigt
werden.

Da in Sulpach und auch auf dem Flst. 357/6 die Geruchswerte Uberschritten sind,
wurde dieser Sachverhalt vor Einreichung des Baugesuchs mit der Baurechtsbehorde
im Landratsamt besprochen. Der Losungsansatz der Baurechtsbehotrde ist die
Unterzeichnung einer Baulast durch den Grundstiickseigentiimer, in der er zusichert,
dass die Bewohner des Gebaudes Hirschstrale 189/1 die bestehenden Gerlche
akzeptieren und nicht gegen die Verursacher der Geruchsbelastigung vorgehen.
Baulasten sind an das Grundstlck gebunden. Sie sind also auch fur alle zuktnftigen
Eigentimer und Bewohner des Flurstiicks bindend. Diese Baulast wurde bereits



unterzeichnet. Die Erschlie3ung ist gesichert, da der Eigentiimer des Flst. 357/1 eine
Baulast fur ein Geh- und Fahrrecht tber sein Grundstiick unterschrieben hat.

Aus Sicht der Verwaltung fugt sich das Bauvorhaben in die Eigenart der Umgebung
ein, die ErschlieBung ist gesichert. Da bereits beide fir das Bauvorhaben
erforderlichen Baulasten unterzeichnet sind, kann das gemeindliche Einvernehmen
erteilt werden.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen, nach § 36 Abs. 1 BauGB zum vorliegenden
Bauantrag wird erteilt.

TOP 14 Bauantrag zum Anbau eines Balkons an ein bestehendes
Wohngebaude auf Flst. 210/11, Erlenstr. 8

Bauamtsleiterin Jeske tragt folgenden Sachverhalt vor:

2019 wurde dem Einbau einer Wohnung in das Dachgeschoss des Wohngebaudes
zugestimmt. Nun liegt ein Antrag des Eigentimers vor, fir die Wohnung im
Obergeschoss und die im Dachgeschoss auf der Nordwestseite des Gebaudes je
einen Balkon anzubauen.

Fir das Gebiet, in welchem das Geb&ude Erlenstral3e 8 liegt, gibt es einen alten
Baulinienplan aus dem Jahr 1957. Aufgrund fehlender Festsetzungen werden
Bauvorhaben in diesem Bereich nach § 34 BauGB beurteilt.

Innerhalb der im Zusammenhang bebauter Ortsteile ist ein Vorhaben zulassig, wenn
es sich nach Art und Mal der baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstucksflache, die tberbaut werden soll, in die Eigenart der naheren Umgebung
einfigt und die ErschlieBung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse mussen gewahrt werden. Das Ortsbild darf nicht beeintrachtigt
werden.

Aus Sicht der Verwaltung fligen sich die Balkone in die nahere Umgebung ein, die
Erschlie3ung ist gesichert.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zum Anbau von 2 Balkonen wird erteilt.



TOP 15 Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben — zweiter
Anhdrungsentwurf
Beteiligung der Gemeinde nach 8 10 Abs. 1 des
Raumordnungsgesetzes (ROG alt)
in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LplG)
- Beratung und Beschlussfassung Uber die Stellungnahme der
Gemeinde

Kammerei Herr Abele berichtet:

Wesentliche Aufgabe der Regionalverbdnde in Baden-Wirttemberg, hier des
Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben, ist es, den Regionalplan zu erarbeiten.
Nach dem Landesentwicklungsplan sind die Regionalplane die erste
Konkretisierungsstufe fur raumplanerische Aufgaben vor den Flachennutzungsplanen
und den Bebauungsplanen auf Gemeindeebene.

Der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben befindet sich im laufenden Prozess
zur Fortschreibung des Regionalplanes bis in das Jahr 2035. Aus diesem Zeithorizont
ergibt sich, dass die Regionalplanung ein Instrument von strategischer Bedeutung fur
die Stadte und Gemeinden ist.

Die Stadte und Gemeinden im Planungsprozess sind nun im Rahmen der 2. Anh6érung
erneut zur Stellungnahme aufgefordert. Die Anhdrung der Trager 6ffentlicher Belange
(Behorden etc.) findet vom 17. Dezember 2020 - 28. Februar 2021, die
Offentlichkeitsbeteiligung vom 25. Januar 2021 bis einschlieRlich 26. Februar 2021
statt.

Bei Zielen der Raumordnung wurden folgende Schwerpunkte betrachtet:
- Schwerpunkte Wohnungsbau

- Schwerpunkte Industrie und Gewerbe

- Vorrang vor weiteren Flachen im Auf3enbereich

- Abzug vom Flachenbedarf

- Vorranggebiete regionale Grinzige

Der 2. Anhorungsentwurf der Regionalplan-Fortschreibung enthalt nicht nur eine
deutliche Erhéhung der Mindest-Bruttowohndichten, sondern nunmehr auch deren
verbindliche Vorgabe als Ziel der Raumordnung wie folgt:

» 95 EW/ha regionale Schwerpunkte Wohnen

* 90 EW/ha Ravensburg einschlief3lich der Ortsteile und Weingarten

+ 50 EW/ha Baienfurt, Baindt und Berg.

Regionalplanerische Festlegungen prézisieren diese landesplanerischen Vorgaben.
Mit Plansatz 2.4.1 legt der Regionalplan Region Bodensee-Oberschwaben als
verbindliches Ziel der Raumordnung fest, dass zur Reduzierung der Belastung von
Freiraumen und der Sicherung landwirtschaftlich besonders wertvoller Nutzflachen
angemessene Bruttowohndichten anzuwenden sind.


https://www.rvbo.de/media/4c3b3af9-07d4-446f-8ff1-cd7a2f739d21/HV0RRw/RVBO/PDF/05_Planung/Fortschreibung%20Regionalplan%20-%202.%20Anhörung/2021-01-15%20Öffentliche%20Bekanntmachung%20-%20Gesamtplan%20zweite%20Offenlage.pdf

Damit wird auch der Tatsache Rechnung getragen, dass in der Region Bodensee-
Oberschwaben Bereiche durch eine besondere Entwicklungsdynamik gekennzeichnet
sind, in denen gute Boden stehen.

Die anzustrebende Bruttowohndichte bestimmt sich mal3geblich nach der
regionalplanerischen Funktionszuweisung (Gemeinde mit Eigenentwicklung oder
Gemeinde im  Siedlungsbereich) sowie der jeweiligen Raumkategorie
(Verdichtungsraum, Randzone um den Verdichtungsraum sowie Landlicher Raum im
engeren Sinne). Darliber hinaus gelten fur regionale Wohnungsbauschwerpunkte
besondere Dichtewerte.

Gemal3 Begrindung zur Regionalplan-Fortschreibung ist die Einhaltung der Mindest-
Bruttowohndichten in der Summe notwendig. Es besteht die Méglichkeit des
Ausgleichs zwischen Bauflachen mit hoherer Verdichtung und mit niedrigerer
Verdichtung. Dazu ist eine regelméfRige Gesamtbetrachtung erforderlich (Wohndichte-
Monitoring).

Die Umsetzung der Dichtevorgaben erfolgt durch die Gemeinden im Rahmen der
Bauleitplanung, wobei immer auch stadtebauliche oder strukturelle Aspekte mit
einzubeziehen sind. Unabhangig davon sind dabei die rechtlichen Vorgaben des
Baugesetzbuchs zur Reduktion der Flacheninanspruchnahme zu beachten

Abbildung 1: Regionalplanerische Bruttowohndichte gem. Plansatz 2.4.0.8. Regionalplan

Folgende wesentliche Punkte sind fir Baindt enthalten:

e Es wird vorgeschlagen, die Strecke Friedrichshafen-Meckenbeuren-Ravens-
burg-Weingarten-Baienfurt-Baindt als Radschnellverbindung zu entwickeln und
umzusetzen. (4.1.7)

¢ Insbesondere durch die Festlegung der Gemeinden Baienfurt, Baindt, Berg und
Oberteuringen als Siedlungsbereiche (s. PS 2.4.2) soll einer Zersiedelung der
Landschaft in der Randzone um den Verdichtungsraum entgegengewirkt und
der Verdichtungsraum vom Siedlungsdruck entlastet werden. Die
Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe in Baienfurt / Baindt und Tettnang (s.
PS 2.6.1) tragen ebenfalls zur Entlastung des Verdichtungsraums bei. Die
Festlegung der Siedlungsbereiche bewirkt somit eine wichtige rédumliche
Steuerung der Siedlungsentwicklung auf regionaler Ebene.

e Vorranggebiete fur den Abbau oberflachennaher mineralischer Rohstoffe
RV Baindt Humpi3wald Baindt mit 7,8 ha
Vorbehaltsgebiete zur Sicherung oberflachennaher mineralischer Rohstoffe



436-151 RV Baindt Humpif3wald Baindt mit 10,1 ha

e Mittelbereich Ravensburg / Weingarten
mit den Gemeinden Baienfurt, Baindt, Berg, Bodnegg, Fronreute, Grinkraut,
Horgenzell, Ravensburg, Schlier, Vogt, Waldburg, Weingarten, Wilhelmsdorf,
Wolfegg, Wolpertswende;

e Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe

e Baienfurt / Baindt Niederbiegen/Schachen mit 70 ha

Zwischen der Verbandsverwaltung und der Gemeinde Baindt haben im Rahmen der
Entwurfsplanung Gesprache stattgefunden, dabei wurden die Interessenlagen
abgestimmt und die Belange der Gemeinde dargelegt. In diesen Gesprachen wurden
alle Entwicklungsmdglichkeiten fir Wohnen und Gewerbe sowie die vorhandenen
Beschrankungen und Schutzguter intensiv abgestimmt. Ebenso wurden Flachen im
Hinblick auf die Realisierbarkeit von interkommunalen Gewerbegebieten untersucht.
Infolgedessen stellt der vorgelegte Planentwurf eine in weiten Teilen abgestimmte
Planung vor.
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Zu Kapitel 2.6.1. Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe



Zu der in der Vorlage eingezeichneten Flache 1:

Ein neuer Zubringer bzw. Anschluss an die B 30 fur das Gewerbegebiet
Niederbiegen/Schachen ist im Regionalplan bisher nicht enthalten. Im Stral3ennetz
wird deshalb folgende Erganzung bzw. Aufnahme vorgeschlagen: Der Anschluss
Niederbiegen/Schachen an die B 30 soll in den Regionalplan aufgenommen werden.

Zu der in der Vorlage eingezeichneten Flache 2:

Das am Standort befindliche Logistikunternehmen hat signalisiert, dass zwei bis drei
Hektar Flache zur Betriebsentwicklung, sowohl zur Sicherung als auch zur
Erweiterung, bendtigt werden. Da keine regionalplanerischen Restriktionen
vorgesehen sind, besteht der dringende Wunsch der Gemeinde im Bereich des
Logistikunternehmens die Mdglichkeit einer Gewerbeentwicklung zu schaffen und ein
Gewerbegebiet auszuweisen. Nach Riucksprache mit dem Regionalverband kann hier
keine Gewerbeflache eingezeichnet. Die Planungshoheit obliegt der Gemeinde.

Zu Kapitel 3.1. Regionale Grunzige und Grinzéasuren
Zu der in der Vorlage eingezeichneten Flache 3:

Dem Wunsch der Gemeinde den regionalen Grinzug unterhalb der LilienstralRe etwas
zurlck zu nehmen wurde bereits stattgegeben.

Zu Kapitel 3.3. Gebiete zur Sicherung von Wasservorkommen

Gemal der Allgemeinen Grundsatze und Ziele in 3.3.0. soll zur langfristigen Sicherung
der Trinkwasserversorgung in der Region Grundwasser als nicht vermehrbare
naturliche Ressource auch aufRerhalb der fachrechtlich festgelegten Schutzgebiete vor
nachteiliger Beeinflussung geschutzt werden. Durch die Festlegung von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten zur Sicherung von Grundwasservorkommen sollen insbesondere
qualitativ hochwertige und quantitativ ergiebige Grundwasservorkommen geschitzt
und die Trinkwasserversorgung der Region dauerhaft gewéhrleistet werden.

In Wolfegg befindet sich das Wasserschutzgebiet Weilenbronner Quellen. Mit den
durchgefiihrten Untersuchungen und dem Gutachten von Herrn Dr. Schad sollten die
geologischen und hydrogeologischen Grundlagen fir eine Uberprifung und
Neuausweisung des Wasserschutzgebietes der Weil3enbronner Quellen im Altdorfer
Wald auf Gemarkung Wolfegg geschaffen werden.

Der fiur die Wasserwirtschaft geschutzte Bereich umfasst nicht das erforderliche
Wasserschutzgebiet WeiRenbronnen. Der Zweckverband Wasserversorgung
Baienfurt-Baindt hat mit Datum vom 7. Februar 2018 beim Landratsamt Ravensburg
die Uberprufung und ggf. die Neuausweisung des Wasserschutzgebietes beantragt.
Nach dem Gutachten muss das aktuell fiir die Weil3enbronner Quellen ausgewiesene
und ca. 3,3 km2 grol3e Schutzgebiet auf ca. das 2,5-Fache vergro3ert werden.



Die Stellungnahme von Dr. Reinhard Heer vom Biro Eisenmann, Wahle, Birk &
Weidner aus Stuttgart wird nachgereicht. Diese Rechtsanwaltskanzlei ist damit betraut
die Interessen des Zweckverbandes Wasserversorgung Baienfurt und Baindt in
Sachen Trinkwasserversorgung und Kiesabbau zu vertreten. Die Stellungnahme zum
Kiesabbau ist bis zum 28.02.2021 abzugeben. Bereits jetzt wird klar zum Ausdruck
gebracht, dass die Gemeinde im Wasserschutzgebiet Weildenbronner Quelle ein
Vorranggebiet zum Grundwasserschutz fur absolut unabdingbar erachtet.

In der Fortschreibung des Regionalplans ist bei Grund ein Vorranggebiet fur den
Abbau oberflachennaher mineralischer Rohstoffe geplant und somit der Kiesabbau
maoglich.

Die Planunterlagen konnen auf der Homepage des Regionalverbands Bodensee-
Oberschwaben unter ,Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben -
2. Anhorung “ eingesehen werden:

https://www.rvbo.de/Planung/Fortschreibung-Regionalplan

Die Winsche der Gemeinde Baindt wurden gréf3tenteils bertcksichtigt. Im Bereich der
Sicherung des Wasservorkommens werden die Gemeinden Baindt und Baienfurt die
juristische Stellungnahme des Zweckverbandes Wasserversorgung vertreten und
einen Kiesabbau in Vogt (Grund) ablehnen.

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der Stellungnahme folgende Bedenken
und Anderungsvorschlage zum Planentwurf vorzubringen:

1. Im StralBennetz wird folgende Ergédnzung bzw. Aufnahme gefordert: Der
Anschluss Niederbiegen/Schachen an die B 30 soll in den Regionalplan
aufgenommen werden.

2. Im Bereich des Logistikunternehmens soll der regionale Griinzug etwas nach
Norden zurtickgedrangt werden.

3. Die Erweiterung des Wasserschutzgebietes in WeilRenbronnen soll
berlicksichtigt werden und der Bereich dartber hinaus als Vorranggebiet zum
Grundwasserschutz gekennzeichnet werden.

4. Der Kiesabbau in Grund als Vorranggebiet fir den Abbau oberflachennaher
mineralischer Rohstoffe wird im Sinne des Grundwasserschutzes und des
Landschaftsschutzgebietes Altdorfer Wald abgelehnt.

5. Die Gemeinde Baindt schlie3t sich der juristischen Stellungnahme des
Zweckverbandes Wasserversorgung Baienfurt-Baindt an.



TOP 16  Erlass der Betreuungsgebuhren in unseren Kindergarten und in der
Klosterwiesenschule fir den Monat Januar

Kammerer Abele teilt mit:

Die bundesweit verordnete SchlieBung der Kindergarten und Schulen im Januar
aufgrund der Coronapandemie stellte die Familien vor weitere Herausforderungen. Wir
haben deshalb Verstandnis flr das vermehrt vorgebrachte Anliegen, wahrend der
Schliel3zeit insbesondere im Januar, auf die Erhebung von Betreuungsgebihren zu
verzichten, sofern nicht die Notbetreuung in Anspruch genommen wurde.

Die Gemeinde Baindt wird fur Kinder, die wegen der Kita- und SchulschlielBungen
derzeit zuhause betreut werden, keine Elternbeitrage im Januar verlangen. Auch
rickwirkend wird der Beitrag nicht geltend gemacht. Wenn die Notbetreuung in
Anspruch genommen wurde, ist fur die Betreuung der herkémmliche Monatsbeitrag
fallig. Wer jedoch keine Leistung in Anspruch nimmt, soll auch nicht bezahlen mussen.

Vor diesem Hintergrund wirde die Verwaltung vorschlagen, die Betreuungsgebiihren
fur den Monat Januar zu erlassen. Land und Kommunen wollen Eltern fur die Zeit des
verscharften Corona-Lockdowns in den Kindergarten die Gebuhren teilweise erlassen.
Das Land wird nach noch nicht bestatigten Meldungen 80 Prozent der Kosten tragen.
Die Kommunen sollen 20 Prozent der Kindergartengebihren tbernehmen

Das Land sieht sich im Einklang mit den Bund-Lander-Beschlissen, insbesondere mit
dem Grundsatzbeschluss zu den verschiedenen Varianten der SchlieBung von
Kindertageseinrichtungen und Schulen. Aufgrund der besonderen Relevanz dieser
Einrichtungen sind auch die Vorgaben zur Notbetreuung fir die aktuelle Phase der
Schliel3ung von Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege bewusst so offen
gestaltet, dass eine bedarfsgerechte, auf das einzelne Kind bezogene
Inanspruchnahme, ermdéglicht werden kann.

Mit dieser Mitteilung, dirfen wir Sie informieren, dass wir den im Januar anstehenden
Geldeinzug gestoppt haben. In der Summe waren es Kindergartenbeitrage allein
unseres kommunalen Kindergartens in Hohe von 14.775 €, Betreuungskosten in Héhe
von 1.305 €, Schulbusentgelte in Héhe von 250 €. In der Folge bedeutet dies, dass flr
zusatzliche Einnahmeausfalle (Burgerbus, Betreuungsgebihren) bis dato keine
weiteren Kompensationen durch das Land vorgesehen sind.

Im Monat Februar wurde der Beitrag von den Eltern im Hinblick der angedachten
Offnung abgebucht. Die Kommunalen Landesverbande werden sich mit der Bitte um
Unterstitzung an das Finanzministerium wenden. Eine Zusage des Landes
Elternbeitrdge zu erstatten, liegt zum jetzigen Zeitpunkt somit noch nicht vor.

In der Konsequenz bedeutet dies, dass einer Zusage an Eltern zum jetzigen Zeitpunkt
keine Refinanzierung gegenubersteht. Deshalb wéare es aus unserer Sicht ein
gangbarer und vertretbarer Weg, zunéchst die Ergebnisse auf Landesebene
abzuwarten und, im Falle einer Bereitschaft des Landes zur Kostenlibernahme, die
Beitrage ggf. im Nachgang auszugleichen.

Die Personalausgaben laufen in allen Bereichen Rathaus, Bauhof, Kindergarten,
Schule inkl. Schulsozialarbeit, Betreuung, Burgerbus, Asyl etc. ungebremst weiter.



Kommunale Behorden sind groftenteils von der Mdoglichkeit, Kurzarbeitergeld zu
erhalten, ausgenommen, da diese nicht wirtschatftlich tatig seien. Dies ware auch dann
nicht der Fall, wenn sie Dienstleistungen gegen Gebuihr wie z. B. Kindergarten, Schule
anbieten. Das Personalamt hat kein Kurzarbeitergeld angeordnet bzw. beantragt.

Beschluss:

1. Die Gebuhren im Bereich Kindergarten, Betreuungsgebihren und Birgerbus
werden fur den Monat Januar erlassen. Wenn die Notbetreuung in Anspruch
genommen wurde, ist fur die Betreuung in Kindergarten und Schule der
herkdmmliche Monatsbeitrag fallig.

2. In den nichtkommunalen Kindergarten soll die analoge Regelung fiir den Monat
Januar angewandt werden.

TOP 17  Vertagt: Gemeindeeigener Bus zur Beférderung der Schul- und
Kindergartenkinder aus Schachen und Sulpach

Dieser Tagesordnungspunkt wurde auf die ndchste Gemeinderatssitzung am
09.03.2021 vertagt.

TOP 18 Vorbesprechung der Kriterien fur die Vergabe /Auswahl der Bewerber im
Konzeptvergabeverfahren im Bereich Fischerareal

Birgermeisterin Rarup teilt mit:

Die Gemeinde schlagt im Fischerareal mit einer offenen Konzeptvergabe einen neuen
Weg der Vermarktung der Grundstiicke ein. Die Grundstucksvergabe soll mit der
Zielsetzung erfolgen, langfristig ein lebendiges und stabiles Quartier fir moglichst alle
Bevdlkerungsschichten zu schaffen. Hierfir werden die Grundsticke nicht an den
Meistbietenden vergeben, sondern es findet ein ,Wettbewerb der Ideen® statt, an dem
sich verschiedene Akteure, wie Bautrager und Investoren, Baugemeinschaften und
Privatpersonen, beteiligen kénnen und bei dem die besten und passendsten
Projektkonzepte realisiert werden sollen.

Die Auswahl der Projekte erfolgt mit der Zielsetzung im Fischareal bedarfsgerechten
Wohnraum zu realisieren, Aspekte wie soziale Konzepte und Nutzung, Architektur und
Einfugung in das Ortsbild, Okologie und Energiekonzept flieBen in die Bewertung ein.
Zusammengefasst fallen alle diese Aspekte unter die beiden Fragestellungen
,welchen Mehrwert hat das Projekt fur Baindt?“ und ,welchen Mehrwert hat das Projekt
fur das Fischerareal?“ Zusatzlich flieRen die Realisierbarkeit der Projekte und
Leistungsfahigkeit der Akteure — immer bezogen auf die spezifischen Anforderungen
des jeweiligen Projektes — in die Bewertungen mit ein.



Dieses Vorgehen wurde bei der Gemeinderatsklausur im November 2019 in Tubingen
vorgestellt und mit dem Entwicklungskonzept des Fischerareals am 03.03.2020 vom
Gemeinderat beschlossen. In der Marzsitzung soll tber den konkreten Rahmen der
Grundstiicksvergabe im Fischerareal beraten und beschlossen werden. Zur
Vorbereitung werden Rahmenbedingungen und die Ausformulierung des
Vergabeverfahrens vorgestellt:

1. Rechtlicher Rahmen der Grundstticksvergabe
2. Ablauf eines Verfahrens
3. Inhalte und Bewertungen der Bewerbungen

Sie erfolgt in Form eines inhaltlichen Inputs von Herrn Rechtsanwalt Dr. Holger Weil3,
Kanzlei W2K und den Herren Gauggel und Guitschow.

Die bei diesem Tagesordnungspunkt anwesenden Herren Dr. Weil3 sowie Gauggel
und Gutschow stellen die aktuellen Planungsschritte und die Konzeptvergabe der
Grundstucke ausfuhrlich vor.

TOP 19 Anfragen und Verschiedenes

a) Kosten Neubau Kindergarten

Bauamtsleiterin Frau Jeske teilt mit, dass sich die Kosten (Stand Februar 2021)
auf 2.707.467,28 € belaufen.

b) Radwegsituation Kreisverkehr neu

Im Rahmen der nachsten Verkehrsschau soll die Radwegmarkierung am neuen
Kreisverkehr mit Vertretern des Landratsamts Ravensburg und der Polizei
Uberpruft werden. Diese ist fur viele Radfahrer missverstandlich.

c) Schneiden von Hecken und Pflanzen

Anlieger werden in reglmafigen Abstadnden darauf hingewiesen, ihre Hecken und
Pflanzungen, die in den offentlichen Bereich ragen, zuriick zu schneiden. Die
Mitarbeiter des Bauhofs sollen auch auf den Spielplatzen entsprechend
verfahren und Hecken und Pflanzen zuriick schneiden.



